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Bearbeitungshinweise 
 
Die Klausur besteht aus drei Aufgaben. 
 
Es sind alle Aufgaben zu bearbeiten. 
 
 
Gehen Sie nur auf die konkreten Fragestellungen ein und verzichten Sie auf allgemeine 
Darlegungen ohne Bezug zur jeweiligen Fragestellung! Nennen Sie dabei stets die relevan-
ten Rechtsvorschriften! 
 
 
Bei den Aufgaben ist deren Anteil an der Klausur in Prozent angegeben. Diese Angabe soll 
ein Anhaltspukt für die Gewichtung der Aufgaben sein. Die Aufgaben sind wie folgt ge-
wichtet: 
• Aufgabe 1: 40 Prozent 
• Aufgabe 2: 40 Prozent 
• Aufgabe 3: 20 Prozent 
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Aufgabe 1 (40 Prozent) 
 
Tatbestand: 
 
Die Almrausch AG (A-AG) ist eine Aktiengesellschaft schweizerischen Rechts. Sie hat 
drei Aktionäre, von denen die Diplom-Kauffrau Vroni Wegen (VW) den Verwaltungsrat 
bildet. Die A-AG hatte mit dem in München ansässigen Trabrennstallbetreiber Baumann 
(TB) einen Mietvertrag über ein dort belegenes Objekt geschlossen, der inzwischen gekün-
digt worden ist. Sie fordert von TB deshalb die Herausgabe des Grundstücks sowie die 
Zahlung der Miete und Erstattung von Anwaltskosten über insgesamt 20.000,00 €. Die 
A-AG und der TB streiten über die Rechts- und Parteifähigkeit der A-AG in Deutschland; 
ebenfalls auch darüber, ob zwischen ihnen ein Mietvertrag bestanden hat und ob dieser 
ggf. wirksam gekündigt worden ist. 
 
Die VW fragt ihren Rechtsbeistand RB um Rat. Dieser meint, für die Rechts- und Parteifä-
higkeit komme es auf den Verwaltungssitz der A-AG an, der in Deutschland liegt. Der RB 
weist – zutreffend – darauf hin, dass – anders als z. B. im Verhältnis zu den Staaten der 
Europäischen Union (EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) – keine völker-
rechtlichen Verträge bestehen, nach denen eine AG schweizerischen Rechts mit Verwal-
tungssitz in Deutschland nach dem Recht ihres Gründungsstaates zu behandeln ist. 
 
Zum Streit über den Mietvertrag will der RB sich nicht festlegen, da er „in mietvertragli-
chen Dingen“ keine Erfahrung habe. Er verweist die VW an den in München ansässigen 
Rechtsanwalt Dr. Trumpf (T). Ihm legt die VW weitere Unterlagen vor. Daraus geht u. a. 
hervor, dass die VW satzungsgemäß als Verwaltungsrätin zur alleinigen Vertretung der 
A-AG berechtigt ist; sowohl bei Abschluss als auch bei der Kündigung des fraglichen 
Mietvertrages hat die VW in dieser Eigenschaft gegenüber dem TB gezeichnet. 
 
 
 
Frage 1.1: Ist das deutsche Internationale Privatrecht über vertragliche Schuldverhält-

nisse auf Fragen des Gesellschaftsrechts, wie hier die Rechtsfähigkeit der 
A-AG, anzuwenden? 

 
Frage 1.2: Ist die A-AG in Deutschland rechtsfähig? Erläutern Sie für die Lösung die 

Sitztheorie und die Gründungstheorie unter Beachtung der Rechtsprechung 
des deutschen Bundesgerichtshofes (BGH). 

 
Frage 1.3: Wie ist die Rechtslage, wenn die A-AG eine Aktiengesellschaft österreichi-

schen Rechts wäre? 
 
Frage 1.4: Hat VW die Gesellschaft (im Ausgangstatbestand) – nach welchen Rechts-

normen – wirksam beim Mietvertrag vertreten? 
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Aufgabe 2 (40 Prozent) 
 
Tatbestand: 
 
Rudolf Ratlos (RR) ist Kleinaktionär der Wellness AG, Ingelheim (W-AG). Die W-AG ist 
börsennotiert und geschäftlich im Bereich biologischer Produkte für die Körperpflege ak-
tiv. Im Jahre 2013 schließt sie mit dem deutschen Marktführer Biokosmetik AG, Hamburg 
(B-AG), einem Tochterunternehmen der französischen Doreal S.A. (D-SA) einen Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsvertrag. Daraus bekommt der RR als „angemessenen 
Ausgleich“ pro Vorzugsaktie 3,83 € pro Geschäftsjahr (01.07. bis 30.06.). Im Dezember 
2014 beschließt die Hauptversammlung (HV) den Ausschluss der Minderheitsaktionäre 
gegen Barabfindung von 80,37 € pro Vorzugsaktie (sog. aktienrechtlicher „Squeeze out“). 
 
Der Beschluss wird angefochten, auf der HV 2016 bestätigt und im November 2016 im 
Handelsregister eingetragen. Die nächste ordentliche HV war am 24.01.2017. Der RR er-
hielt die Ausgleichszahlung für das Geschäftsjahr 2014/2015, nicht aber für das Geschäfts-
jahr 2015/2016. Seine Zahlungsklage hat das Landgericht (LG) abgewiesen. Darum über-
legt der RR weitere Möglichkeiten angesichts der Sach- und Rechtslage und diskutiert da-
zu auch mit der befreundeten Wirtschaftsprüferin W. 
 
Die W ist langjährig erfahren in der Unternehmensberatung, denkt gern in komplexen Be-
zügen und versucht, dem RR den Barabfindungsanspruch zu erläutern. Dabei betont sie 
auch dessen Verbriefung in einer Aktienurkunde. Die W meint, ausgegebene Aktienurkun-
den verbriefen „den vollen Barabfindungsanspruch“ des früheren Minderheitsaktionärs, 
inklusive einer etwaigen „Differenz zwischen der vom Hauptaktionär festgelegten und der 
im nachfolgenden Spruchverfahren ermittelten (höheren) Barabfindung“. Fraglich bleibt 
allerdings, wann die Verbriefung des Anspruchs auf Barabfindung endet. Der RR ist durch 
die Informationen der W motiviert, will aber alles ganz genau wissen. 
 
 
Frage 2.1: Welchen Wertausgleich kann der RR angesichts der Unternehmensverträge 

bzw. des „Squeeze out“ grundsätzlich verlangen? 
 
Frage 2.2: Hat der RR Anspruch auf Ausgleichszahlung für das Geschäftsjahr 

2015/2016? – Erörtern Sie die Rechtslage! 
 
Frage 2.3: Kann sich ein Anspruch des RR auf eine anteilige Ausgleichszahlung wegen 

einer sog. „Verzinsungslücke“ (s. § 327b Abs. 2 AktG) ergeben? 
 
Frage 2.4: Nach Eintragung des zum Ausschluss der Minderheitsaktionäre gefassten 

Übertragungsbeschlusses in das Handelsregister und dem hierdurch bewirk-
ten Übergang der Aktien der Minderheitsaktionäre auf den Hauptaktionär 
werden über diese Aktien Aktienurkunden ausgegeben: Was verbriefen die-
se Aktienurkunden? – Wann endet die Verbriefung des Anspruchs auf 
Barabfindung? 
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Aufgabe 3 (insgesamt 20 Prozent – pro Frage 5 Prozent) 
 
3.1: Im Rahmen der Prüfung einer Aktiengesellschaft stellen Sie fest, dass ein Auf-

sichtsratsmitglied zugleich als Unternehmensberater für die AG tätig ist und für die 
strategische Beratung der AG im zurückliegenden Geschäftsjahr Honorare in sechs-
stelliger Höhe abgerechnet hat. – Ist eine solche Abrechnung von Honoraren neben 
der Tätigkeit als Aufsichtsrat zulässig oder bestehen hier besondere rechtliche Vo-
raussetzungen und Grenzen, die zu beachten sind? 

 
3.2: Können auch Dritte, die ein Unternehmen beraten (z. B. Rechtsanwälte, Steuerbera-

ter, Wirtschaftsprüfer), für Fehlinformationen bei Kapitalanlageangeboten dieses 
Unternehmens haftbar gemacht werden? 

 
3.3: Darf im Verschmelzungsvertrag – gerade im Hinblick auf die Anteilsinhaber des 

übertragenden Rechtsträgers – ein variabler Beginn der Gewinnbezugsberechtigung 
vereinbart werden? 

 
3.4: In welchem Rangverhältnis steht das EU-Recht zu dem Recht der einzelnen Mit-

gliedsstaaten der EU wie etwa den Bundesgesetzen und den Grundrechten des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland? 














